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Niederschrift 

über die 4. öffentliche Sitzung 

des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

am Mittwoch, 29. Juni 2016, 17:00 Uhr 

im Sitzungssaal des Magistrats, Rathaus, Kassel 

 

Anwesende:  

 

Mitglieder 

Petra Friedrich, Vorsitzende, SPD 

Dominique Kalb, 1. stellvertretender Vorsitzender, CDU 

Dorothee Köpp, 2. stellvertretende Vorsitzende, B90/Grüne 

Dr. Rabani Alekuzei, Mitglied, SPD  (Vertretung für Hermann Hartig) 

Anke Bergmann, Mitglied, SPD 

Dr. Hasina Farouq, Mitglied, SPD - ab 17:15 Uhr (TOP 3)  (Vertretung für Dr. Günther Schnell) 

Patrick Hartmann, Mitglied, SPD  (Vertretung für Wolfgang Decker) 

Harry Völler, Mitglied, SPD  (Vertretung für Enrico Schäfer) 

Jörg Hildebrandt, Mitglied, CDU 

Dr. Michael von Rüden, Mitglied, CDU 

Jutta Schwalm, Mitglied, CDU  (Vertretung für Dr. Norbert Wett) 

Dieter Beig, Mitglied, B90/Grüne 

Boris Mijatovic, Mitglied, B90/Grüne 

Peter Marggraff, Mitglied, AfD  (Vertretung für Dieter Gratzer) 

Dr. Johannes Zweig, Mitglied, AfD 

Mirko Düsterdieck, Mitglied, Kasseler Linke 

Lutz Getzschmann, Mitglied, Kasseler Linke 

Matthias Nölke, Mitglied, FDP 

Volker Berkhout, Mitglied, Piraten 

 

Teilnehmer mit beratender Stimme 

Edis Gegic, Vertreter des Ausländerbeirates 

Klaus Hansmann, Vertreter des Behindertenbeirates 

 

Magistrat 

Bertram Hilgen, Oberbürgermeister, SPD 

Christian Geselle, Stadtkämmerer, SPD 

Christof Nolda, Stadtbaurat, B90/Grüne 

 

Schriftführung 

Edith Schneider, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

Cenk Yildiz, Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

Entschuldigt: 

Peter Müller, Vertreter des Seniorenbeirates 

Anne Janz, Stadträtin, B90/Grüne 
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Verwaltung und andere Teilnehmer/-innen 

Dr. Joachim Benedix, Personal- und Organisationsamt 

Uwe Fricke, Bürgeramt 

Stefan Knabe, Bürgeramt 

Stefanie Köhler, Hauptamt 

Thomas Bergmann, Revisionsamt 

Ute Pähns, Sozialamt 

Wolfram Schäfer, Kämmerei und Steuern 

Frank Grützmacher, Kämmerei und Steuern 

Stefan Rios, Kämmerei und Steuern 

Dr. Georg Förster, Straßenverkehrs- und Tiefbauamt 

Anita Bodenbach, Bauverwaltungsamt 

M. Hocke, Praktikant Büro der Stadtverordnetenversammlung 

 

 

Tagesordnung: 

 

1. Verlängerung Zukunftssicherungstarifvertrag (ZuSi) 

Gesundheit Nordhessen Holding AG 

101.18.111 

2. Kompetenzen entwickeln - Perspektiven eröffnen - 

Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose schaffen 

101.18.123 

3. Hessische Arbeitsmarktförderung - 

Umsetzung des Ausbildungs- und  

Qualifizierungsbudgets 2016 

101.18.145 

4. Fuhrpark 101.18.99 

5. Anmeldung von Wohnadressen 101.18.100 

6. Fristgerechte Aufstellung der Jahresabschlüsse 101.18.112 

7. Maßnahmen zur Korruptionsvorbeugung 101.18.113 

8. Sicherstellung eines wirkungsvollen 

Forderungsmanagements 

101.18.114 

9. Haushaltshoheit bewahren - Bewirtschaftungsgrundsätze 

aufheben 

101.18.119 

10. Einstellung von kommunalen Betriebsprüfer*innen 101.18.120 

11. Kostensteigerungen und Vergabeverfahren beim Bau des 

Flughafens Kassel-Calden 

101.18.139 

12. Schuldenuhr 101.18.156 

13. Stellplatzsatzung 101.18.157 

 

 

Vorsitzende Friedrich eröffnet die mit der Einladung vom 22. Juni 2016 

ordnungsgemäß einberufene 4. öffentliche Sitzung des Ausschusses für Finanzen, 

Wirtschaft und Grundsatzfragen, begrüßt die Anwesenden und stellt die 

Beschlussfähigkeit fest. 
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Zur Tagesordnung 

 

Vorsitzende Friedrich teilt mit, dass den Ausschussmitgliedern eine Tischvorlage zu 

Tagesordnungspunkt 

3. Hessische Arbeitsmarktförderung –  

 Umsetzung des Ausbildungs- und Qualifizierungsbudgets 2016 

 Vorlage des Magistrats 

 - 101.18.145 – 

vorliegt. Die Vorlage wurde am 27. Juni 2016 vom Magistrat beschlossen.  

 

Vorsitzende Friedrich stellt die Tagesordnung fest. 

 

 

1. Verlängerung Zukunftssicherungstarifvertrag (ZuSi) Gesundheit 

Nordhessen Holding AG 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.111 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel, als Mehrheitsaktionärin der Gesundheit Nordhessen 

Holding AG (GNH) erklärt, dass sie bis zum 31. Dezember 2017 die 

Aktienmehrheit an der GNH halten wird, soweit der im Nachtrag zur 

bestehenden Vereinbarung –ohne Datum- vom 1. Februar 2007 bzw. 22. 

Februar 2007 vereinbarte Basiswert des bilanzierten Eigenkapitals der 

Gesundheit Nordhessen Holding AG (unter Berücksichtigung der Anwendung 

des Bilanzrechtsmodernisierungsgesetzes) nicht unterschritten wird und der 

Zukunftssicherungstarifvertrag rechtsverbindlich zwischen der GNH incl. 

ihrer Tochtergesellschaften und der Gewerkschaft ver.di mit einer Laufzeit 

bis zum 31. Dezember 2016 geschlossen wird.  

 

2. Der Magistrat wird ermächtigt, die zur Umsetzung des Beschlusses 

erforderlichen Erklärungen in der jeweils rechtlich gebotenen Form 

abzugeben. Die Ermächtigung umfasst auch die Vornahme etwaiger 

redaktioneller Ergänzungen, Änderungen oder Streichungen.“ 

 

Stadtkämmerer Geselle beantwortet die Fragen der Ausschussmitglieder. 

 

 

 

 

 



 

Niederschrift über die 4. Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen  

vom 29. Juni 2016 

 

4 von 14 Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Verlängerung Zukunftssicherungstarifvertrag 

(ZuSi) Gesundheit Nordhessen Holding AG, 101.18.111, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordnete Bergmann 

 

 

2. Kompetenzen entwickeln - Perspektiven eröffnen - Arbeitsplätze für 

Langzeitarbeitslose schaffen 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.123 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel schafft zusätzliche Arbeitsplätze im Rahmen des 

Hessischen innovativen Förderinstruments für die Integration in den 

Arbeitsmarkt „Kompetenzen entwickeln – Perspektiven eröffnen“. Es wird 

angestrebt, zur Integration von Langzeitarbeitslosen (erwerbsfähigen 

Hilfebedürftigen / SGB II) in den Arbeitsmarkt 22 tariflich entlohnte, 

befristete und sozialversicherungspflichtige Arbeitsverhältnisse einzurichten 

und zu fördern.  

 

2. Die Stadt Kassel übernimmt die Kofinanzierung für die innerstädtischen 

Arbeitsplätze, soweit sie nicht durch das ESF-Bundesprogramm zur 

Eingliederung langzeitarbeitsloser Leistungsberechtigter nach dem Zweiten 

Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 

sichergestellt ist. 

 

Voraussichtlich 15 Arbeitsverhältnisse werden bei den Stadtreinigern, bei der 

freien Wohlfahrtspflege und bei Kasseler Unternehmen eingerichtet. Hier ist 

eine städtische Kofinanzierung voraussichtlich nicht erforderlich. Es werden 

die Landesmittel aus dem oben genannten Programm als 

Lohnkostenzuschüsse weitergeleitet.  
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3. Für die Projektumsetzung sind im städtischen Haushalt für die 

Haushaltsjahre 2016 bis 2018 602.578 € erforderlich. Für 2016 sind keine 

kommunalen Eigenmittel erforderlich. Die nach politischer Beschlussfassung 

zu beantragenden zusätzlichen Ausgabeermächtigungen (ÜPL) sind durch 

Drittmittel gegenfinanziert. Für 2017 werden städtische Eigenmittel in Höhe 

von  

voraussichtlich 17.028 € und für 2018 städtische Haushaltsmittel von 

voraussichtlich 69.310 € bei der Kostenstelle 500 00 607 benötigt. 

 

Für die Jahre 2017 und 2018 werden die erforderlichen zusätzlichen 

Finanzmittel bei der Haushaltsplanung berücksichtigt.“ 

 

Die Fragen der Ausschussmitglieder werden von Stadtkämmerer Geselle 

beantwortet.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Kompetenzen entwickeln - Perspektiven eröffnen 

- Arbeitsplätze für Langzeitarbeitslose schaffen, 101.18.123, wird zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Kalb 

 

 

3. Hessische Arbeitsmarktförderung - 

Umsetzung des Ausbildungs- und Qualifizierungsbudgets 2016 

Vorlage des Magistrats 

- 101.18.145 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. „Die Stadt Kassel beteiligt sich an der Umsetzung des Ausbildungs- und 

Qualifizierungsbudgets 2016 (AQB) des Landes Hessen.  
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    Zwölf Ausbildungsplätze, davon vier Plätze mit ausbildungsbegleitendem 

Coaching, Schwerpunkt Alleinerziehende, 

   110 Berufsvorbereitungsplätze, davon 60 Plätze für benachteiligte junge 

Menschen mit besonderem Förderbedarf, 35 für junge Menschen mit 

Migrationshintergrund und 15 Plätze für Alleinerziehende zur 

Vorbereitung einer Teilzeitausbildung, 

    203 Plätze für Flüchtlinge im Asylverfahren, davon 64 Plätze in einem 

integrierten Beschäftigungsprojekt mit Sprachkurs sowie 139 

Sprachkursplätze zur langfristigen Integration in Arbeit bzw. Ausbildung 

im ersten Arbeitsmarkt  

 

neu geschaffen bzw. weitergeführt und finanziell unterstützt.  

 

3. Das Sozialamt wird mit der Steuerung und Verwaltung der Budgetumsetzung 

beauftragt. 

 

4. Das Personal- und Organisationsamt wird ermächtigt das für die 

Projektumsetzung erforderliche Personal einzustellen und zu beschäftigen. 

 

5. Die Stadt Kassel übernimmt die Kofinanzierung der Ausbildungsplätze, der 

Personalkosten für die Projektsteuerung, Anleitung und sozialpädagogische 

Begleitung, soweit sie nicht durch Dritte oder durch Eigenmittel der Träger / 

Kooperationspartner sichergestellt wird. 

 

Die erforderlichen Haushaltsmittel stehen im Haushaltsplan 2016 für das 

Haushaltsjahr 2016 zur Verfügung. Die voraussichtlichen 

Projektaufwendungen für die Haushaltsjahre 2017 bis 2020 wurden bei der 

Haushaltsplanung für 2017 und bei der mittelfristigen Finanzplanung für 

2018 bis 2020 berücksichtigt.“ 

 

 

Den Mitgliedern liegt der Beschluss des Magistrats vom 27. Juni 2016 als 

Tischvorlage vor. Stadtkämmerer Geselle beantwortet die Fragen der 

Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: einstimmig 

Ablehnung: -- 

Enthaltung: AfD 

den  
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Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Dem Antrag des Magistrats betr. Hessische Arbeitsmarktförderung - 

Umsetzung des Ausbildungs- und Qualifizierungsbudgets 2016, 101.18.145, wird 

zugestimmt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Mijatovic 

 

 

4. Fuhrpark 

Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.99 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

1. Wird hoch ist der Fahrzeugbestand im Bereich der Stadtverwaltung Kassel, 

einschließlich der Kommunalbetriebe, aufgeschlüsselt nach PKW, 

Transporter, LKW, Sonderfahrzeuge? 

2. Wer veranlasst die Neubeschaffung von Fahrzeugen? Erfolgt einen 

Ausschreibung? 

3. Wie lang ist die Nutzungsdauer der Fahrzeuge? 

4. Wer entscheidet über die Nutzungsdauer? 

5. Gibt es Elektrofahrzeuge? 

6. Wie erfolgt der Verkauf der Fahrzeuge? 

7. Erfolgt die Anschaffung über einen Kauf oder über Leasing? 

8. Wo sind diese Fahrzeuge versichert? 

9. Wer führt die Wartung für diese Fahrzeuge durch? Wenn dies in Eigenregie 

geschieht; wie viele Mitarbeiter sind in der Stadtverwaltung und in den 

Kommunalbetrieben dafür eingestellt? 

10. Wie erfolgt das Tanken der Fahrzeuge? 

11. Gibt es dazu Sondervereinbarungen mit bestimmten Anbietern? 

12. Welcher der leitenden Mitarbeiter hat eine Selbstfahrgenehmigung? 

13. Wem steht ein Fahrer zu? 

 

Stadtverordneter Marggraff, AfD-Fraktion, begründet die Anfrage. Die Anfrage 

und die sich stellenden Nachfragen der Ausschussmitglieder werden von 

Stadtbaurat Nolda beantwortet.  

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzende Friedrich die 

Anfrage für erledigt. 
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Anfrage der AfD-Fraktion 

- 101.18.100 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

Gibt es bestimmte Adressen, an denen mehr Menschen ihre Wohnadresse 

angeben, obwohl die baulichen Voraussetzungen ein  "Wohnen" dieser Vielzahl 

von Menschen an dieser Meldeadresse nicht möglich erscheinen lässt? 

 

Wenn nicht, wird eine Plausibilitätsprüfung für gehäuft auftretende 

Meldeadressen durchgeführt? 

 

Wenn ja, gibt es städtische Prüfer, welche die Plausibilität der Meldung prüfen 

und die Personen an der Meldeadresse überprüfen? 

 

Wenn ja, gibt es eine Überprüfung von an solchen Adressen gemeldeten 

Personen und den Bezug von Sozialleistungen? 

 

Die Anfrage wird von Stadtverordneten Marggraff, AfD-Fraktion, begründet. 

Oberbürgermeister Hilgen beantwortet die Anfrage und die Nachfragen der 

Ausschussmitglieder. Er sagt eine schriftliche Antwort mit der Niederschrift zu.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Hilgen erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

6. Fristgerechte Aufstellung der Jahresabschlüsse 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.112 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, zukünftig die Jahresabschlüsse der Stadt 

fristgerecht aufzustellen. 

 

Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, begründet den Antrag.  

Nach Stellungnahme von Stadtkämmerer Geselle mit dem Hinweis, dass die 

Jahresabschlüsse fristgerecht aufgestellt werden, zieht Stadtverordneter Kalb den 

Antrag für die CDU-Fraktion zurück. 
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zurückgezogen. 

 

 

7. Maßnahmen zur Korruptionsvorbeugung 

Anfrage der CDU-Fraktion 

- 101.18.113 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Warum hat der Magistrat bislang die bereits im Rahmen der  

163. Vergleichenden Prüfung „Rechnungsprüfungsämter Städte und LWV“ 

im Jahr 2013 sowie im Rahmen der 184. Vergleichenden Prüfung 

"Haushaltsstruktur 2015: Großstädte" abgegebene Empfehlung der Prüfer 

ignoriert und bis jetzt kein gesondertes Antikorruptionskonzept in Form 

einer Richtlinie oder Dienstanweisung in Kraft gesetzt? 

 

2. Warum nutzt die Stadt Kassel die Möglichkeit von internetbasierten 

Kontaktformularen bzw. Online-Kontaktformularen in Bezug auf die 

Korruptionsvorbeugung nicht? Warum gibt es weder auf der Internetseite 

der Stadt noch im stadtinternen Telefonbuch einen expliziten Hinweis auf 

einen Antikorruptionsbeauftragten, der in Verdachtsfällen als 

Ansprechpartner zur Verfügung steht? 

 

Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, begründet die Anfrage. Die Anfrage wird 

von Oberbürgermeister Hilgen beantwortet.  

 

Nach Beantwortung durch Oberbürgermeister Hilgen erklärt  

Vorsitzende Friedrich die Anfrage für erledigt. 

 

 

8. Sicherstellung eines wirkungsvollen Forderungsmanagements 

Antrag der CDU-Fraktion 

- 101.18.114 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, sicherzustellen, dass gemäß § 26 GemHVO der 

Stadt zustehende Erträge vollständig erfasst und die Forderungen rechtzeitig 

eingezogen werden.  
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effiziente Forderungserfassung und -verwaltung sowie eine zeitnahe und 

wirkungsvolle Realisierung der städtischen Ansprüche ermöglicht. 

 

Stadtverordneter Kalb, CDU-Fraktion, begründet den Antrag. Eine Stellungnahme 

erfolgt von Stadtkämmerer Geselle. Auch erläutert er die Sachlage und 

beantwortet anschließend die Fragen der Ausschussmitglieder. Im Anschluss daran 

zieht Stadtverordneter Kalb den Antrag für die CDU-Fraktion zurück. 

 

Der Antrag wurde von Stadtverordneten Kalb für die Antrag stellende Fraktion 

zurückgezogen. 

 

 

9. Haushaltshoheit bewahren - Bewirtschaftungsgrundsätze aufheben 

Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.119 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Bewirtschaftungsgrundsätze des Magistrats für den Haushalt 2016 werden 

aufgehoben. 

 

Der Antrag wird von Stadtverordneten Getzschmann, Fraktion Kasseler Linke, 

begründet. Stadtkämmerer Geselle nimmt Stellung und beantwortet die Fragen 

der Ausschussmitglieder.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Haushaltshoheit bewahren - 

Bewirtschaftungsgrundsätze aufheben, 101.18.119, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Marggraff 
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Antrag der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.120 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Die Stadt Kassel nimmt ihre gesetzlichen Mitwirkungsrechte im 

Steuerermittlungs- verfahren ( § 21 Abs. 3 FVG ) zur Gewerbesteuer wahr und 

richtet zwei Stellen zur kommunalen Betriebsprüfung ein. Die Ergebnisse und 

Erfahrungen werden nach zwei Jahren im Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft 

und Grundsatzfragen vorgestellt. 

 

Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet den Antrag. 

Stadtkämmerer Geselle bezieht Stellung zu dem Antrag.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: Kasseler Linke 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, FDP 

Enthaltung: Freie Wähler + Piraten 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der Fraktion Kasseler Linke betr. Einstellung von kommunalen 

Betriebsprüfer*innen, 101.18.120, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Getzschmann 

 

 

11. Kostensteigerungen und Vergabeverfahren beim Bau des Flughafens 

Kassel-Calden 

Anfrage der Fraktion Kasseler Linke 

- 101.18.139 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wer war über welchen Zeitraum für die Stadt Kassel in der ARGE 

Projektsteuerung der Kassel Flughafen GmbH vertreten? 
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Flughafen Kassel-Calden jeweils alle zwingend zu realisierenden Positionen 

angesetzt oder fehlten zahlreiche Ansätze, z.B. für Grunderwerb, 

Entschädigungszahlungen und das Inventar der Hochbauten? 

3. Weshalb führte ein höherer Detailierungsgrad der Planung zu steigenden 

Baukosten und inwiefern waren diese nicht vorhersehbar? 

4. Welche Verschärfungen in der Luftsicherheitsgesetzgebung verursachten, 

jeweils in welcher Höhe, Kostensteigerungen beim Bau des Flughafens 

Kassel-Calden? 

5. Mit welcher Begründung hielt der Magistrat in der GIKE berücksichtigte 

Vergabeerfolgsprognosen für angemessen? 

6. Ab wann wusste der Magistrat, dass die Flughafen Kassel GmbH 

beabsichtigt, die Ausschreibungen der Bauleistungen für den Flughafen 

Kassel-Calden so zu gestalten, dass dadurch vor allem hessische 

Unternehmen die Ausschreibungen gewinnen konnten? 

7. Ab wann wusste der Magistrat, dass die Flughafen Kassel GmbH 

beabsichtigt, die Ausschreibungen der Bauleistungen für den Flughafen 

Kassel-Calden durch die Bündelung von Losen so zu gestalten, dass 

mehrheitlich große Unternehmen die Ausschreibungen gewinnen konnten? 

8. Welche Unternehmen haben welche Bauleistungen beim Bau des Flughafens 

Kassel-Calden erbracht - wie hoch waren die jeweils vertraglich 

vereinbarten Kosten dafür und wie hoch die tatsächlich geleisteten 

Zahlungen? 

9. Hält der Magistrat es für angemessen, dass die Zahl der Bieter bei 

Ausschreibungsverfahren zum Bau des Flughafens Kassel-Calden begrenzt 

wurde? 

10. Ist sichergestellt, dass alle den Bau des Flughafens Kassel-Calden und die 

damit verbundenen Ausschreibungen betreffenden Unterlagen auch über 

die Fünfjahresfrist hinaus, mindestens aber bis zur vollständigen Klärung 

der Vorwürfe im Zusammenhang mit dem Vergabeverfahren, aufbewahrt 

werden? 

11. Die Finanzierung der letzten Baukostensteigerung über 271 Mio. € hinaus 

soll durch die Flughafen GmbH über einen Kredit abgedeckt werden. Wie 

hoch sind die Kosten für diesen Kredit? 

12. Wie hoch wären die Kreditkosten, wenn die Anteilseigner diese erneute 

Baukostensteigerung direkt bezahlten - wie bisher bei den 

Investitionskosten? 

13. Wie bewertet der Magistrat diese Kreditaufnahme bzgl. der am 28.6.2010 

in der Stavo verabschiedeten Deckelung der Investitionskosten für die 

kommunalen Gesellschafter im Rahmen des 2. Nachtrags zur 

Absichtserklärung? 

14. Wann hat der Aufsichtsrat der Flughafen GmbH den Wirtschaftsplan 2016 

beschlossen? 
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13 von 14 Stadtverordneter Düsterdieck, Fraktion Kasseler Linke, begründet die Anfrage. 

Stadtkämmerer Geselle beantwortet die Anfrage und sagt eine schriftliche Antwort 

mit der Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtkämmerer Geselle erklärt Vorsitzende Friedrich 

die Anfrage für erledigt. 

 

 

12. Schuldenuhr 

Antrag der FDP-Fraktion 

- 101.18.156 - 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen: 

 

Der Magistrat wird aufgefordert, im Eingangsbereich des Rathauses sowie auf 

der Internetseite der Stadt Kassel eine Schuldenuhr vergleichbar mit der des 

Bundes der Steuerzahler zu installieren. Dort soll der aktuelle Schuldenstand 

der Stadt, die Pro-Kopf-Verschuldung je Bürger sowie die Summe, um die sich 

der Schuldenstand pro Sekunde erhöht oder verringert, angezeigt werden.  

 

Stadtverordneter Nölke, FDP-Fraktion, begründet den Antrag seiner Fraktion. 

Stadtkämmerer Geselle nimmt dazu Stellung.  

 

Der Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen fasst bei 

Zustimmung: FDP, Freie Wähler + Piraten 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, AfD, Kasseler Linke 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der FDP-Fraktion betr. Schuldenuhr, 101.18.156, wird abgelehnt. 

 

Berichterstatter/-in:  Stadtverordneter Nölke 
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Anfrage der FDP-Fraktion 

- 101.18.157 - 

 

Anfrage 

 

Wir fragen den Magistrat: 

 

1. Wie hoch waren in 2015 und im Zeitraum Januar bis Mai 2016 die 

Einnahmen durch Zahlungen von Ablösesummen gemäß der 

Stellplatzsatzung? 

 

2. Welche Beträge entfielen auf die Zone I (4.000,00 Euro je Stellplatz) und auf 

das übrige Stadtgebiet (2.000,00 Euro je Stellplatz)? 

 

3. Wie hoch sind die jährlichen Verwaltungskosten im Zusammenhang mit der 

Stellplatzsatzung? 

 

Die Anfrage wird von Stadtbaurat Nolda beantwortet. Er sagt eine schriftliche 

Antwort mit der Niederschrift zu. 

 

Nach Beantwortung durch Stadtbaurat Nolda erklärt Vorsitzende Friedrich die 

Anfrage für erledigt. 

 

 

 

 

Ende der Sitzung: 18:50 Uhr 

 

 

 

 

 

Petra Friedrich Cenk Yildiz 

Vorsitzende Schriftführer 
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